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Schweiz
Samstag, 13. Mai 2023

Wer sich in der Schweiz einbür-
gern lassenwill,muss sich in ei-
ner Landessprache verständigen
können. Das gilt als Zeichen ei-
ner erfolgreichen Integration. So
steht es im Bundesgesetz über
das Schweizer Bürgerrecht.

Nur: Wie gut genau sich ein-
bürgerungswillige Ausländerin-
nen und Ausländer auf Italie-
nisch, Französisch oder Deutsch
ausdrücken könnenmüssen, da-
rüber ist ein Streit im Gang.

DieseWoche hat dasAargauer
Kantonsparlament die bishergel-
tende sprachlicheHürde imKan-
ton höher gelegt. «Ein normales
Gesprächmit Eingebürgerten soll
gutmöglich sein», sagte Grossrat
Christoph Riner in der Debatte.
Sein Vorschlag: Einbürgerungs-
willige erhalten den roten Pass
nur,wennsiemündlicheDeutsch-
kenntnisse auf Niveau B2 und
schriftliche auf Niveau B1 nach-
weisen können. Der SVP-Politi-
ker bezieht sich auf die sechsstu-
fige Sprachskala des Europarats.
Sie beginnt beimAnfängerniveau
A1: Die Personkannvertraute, all-
täglicheAusdrücke und ganz ein-
fache Sätze verstehen und ver-
wenden. Das höchste Niveau C2
entspricht der annähernd mut-
tersprachlichenBeherrschung ei-
ner Fremdsprache.

Mündlich und schriftlich
In denmeisten Kantonen gilt für
die mündliche Sprachbeherr-
schung die nationaleMindestan-
forderung B1. Das ist ein mittle-
res Niveau: Die Person kann die
Hauptpunkte verstehen, wenn
klare Standardspracheverwendet
wird. Schriftlichwerden lediglich
erweiterte grundlegende Kennt-
nisse gefordert, also Niveau A2:
Die Person kann Sätze und häu-
fig gebrauchteAusdrückeverste-
hen, die mit Bereichen von ganz
unmittelbarerBedeutung zusam-
menhängen.

Gemäss dem Vorstoss von
SVP-Grossrat Riner sollennundie
Anforderungen im Aargau um je
eine Stufe angehoben werden.
Mündlichwird Niveau B2 gelten:
DiePersonkann sich spontanund
fliessend verständigen. Sie kann
zudemdieHauptinhalte komple-
xer Texte zu konkreten und abs-
trakten Themen verstehen.

Schriftlich ist B1 die neueAar-
gauer Mindestanforderung: Die
Person kann die meisten Situa-
tionen bewältigen, denen man
im Sprachgebiet begegnet. Sie
kann sich einfach und zusam-
menhängend übervertrauteThe-
men und persönliche Interessen-
gebiete ausdrücken.

In der Grossratsdebatte entgeg-
nete SP-Regierungsrat Dieter
Egli, eine gute Integration sei
auchmit dembishervorgeschrie-
benen Sprachniveaumöglich.Mit
der Verschärfung würde «Matu-
ra-Niveau» verlangt. Der grüne
Grossrat Jonas Fricker sprachvon
einem «übertriebenen Schwei-
zermacher-Vorstoss».

DasAargauerParlament über-
wies ihn trotzdem. SVP und FDP
sagten geschlossen Ja. Dazu ka-
men einzelne Stimmen aus der
Mitte undvondenGrünliberalen.

Vorreiter Thurgau
Der Aargau ist nicht der erste
Kanton, der die Sprachhürden
anhebt. Vorreiter war der Thur-
gau, der schon 2018 die Sprach-
anforderungen um eine Stufe
erhöhte. Auch dort war die SVP
mit einem entsprechenden Vor-
stoss erfolgreich. Der Thurgau
galt danach eine Weile lang als
Kantonmit denhöchstenSprach-
hürden.Unterdessen gelten auch
in Schwyz und Nidwalden die
Anforderungen, die der Aargau
einführen will. Etwas weniger
weit gehen St.Gallen, Appenzell
Ausserrhoden und Baselland.

In weiteren Kantonen sind
politischeVorstösse für eineVer-
schärfunghängig.Das ZugerKan-
tonsparlament überwies Anfang
März eine entsprechende SVP-
Motion an den Regierungsrat.

Konkret nachweisen müssen
einbürgerungswillige Auslände-
rinnen und Ausländer ihre
Sprachkompetenz mit einem er-
folgreich absolvierten Test. Das
Staatssekretariat für Migration
(SEM) führt eine Liste der dafür
gültigenDiplome.Zudemhat das
SEM eine eigene Sprachprüfung
entwickeln lassen. Im Fide-Test
müssen Einbürgerungswillige
zeigen, dass sie sich in Alltags
situationen wie dem Besuch in
einerArztpraxis oderderGemein-
deverwaltung oder im Arbeits
alltag schriftlich wie mündlich
ausdrücken können. Wer den
kostenpflichtigenTest (250 Fran-
ken) besteht, bekommt einen
sogenannten Sprachenpass, der
mit dem Einbürgerungsgesuch
eingereicht werden muss.

Einbürgerungswillige, deren
Muttersprache einer der Landes-
sprachen entspricht,müssen kei-
ne Tests absolvieren. Das gilt
auch für Personen, die einemin-
destens fünfjährige Schul- oder
Ausbildungszeit in italienischer,
französischer oder deutscher
Sprache absolviert haben.

Edgar Schuler

Nurmit fliessendem
Deutsch zum roten Pass
Einbürgerung Der Aargau verschärft die
Bedingungen – er ist nicht der erste Kanton.

Ständerat Die Kommission für
Umwelt, Raumplanung und
Energie des Ständerats lehnt die
vom Nationalrat beschlossene
Solarpflicht für sämtliche Neu-
bauten ab. Es handle sich dabei
um einen zu starken Eingriff ins
Privateigentumund in dieHoheit
der Kantone. Stattdessen soll die
verpflichtende Nutzung von So-
larenergie auf Gebäuden ab einer
Fläche von 300 Quadratmetern
unbefristet ins geltenden Recht
überführtwerden. Zudem sollen
grössere Fahrzeugabstellflächen
mit Solarelementen überdacht
werden müssen. (SDA)

Gegen Solarpflicht
bei Neubauten

Guy Parmelin Wohnraum wird in
der Schweiz rar, vor allem bei
Mietwohnungen herrscht in
manchen Regionen Mangel. An
einem rundenTischmit Bundes-
rat Guy Parmelin wurde gestern
die momentane Situation am
Wohnungsmarkt analysiert. Mit
Vertreterinnen und Vertretern
derKantone, Städte undGemein-
den sowie der Bau- und Immo-
bilienbranche seien Lösungsan-
sätze diskutiert worden, teilte
dasWirtschaftsdepartement ges-
tern mit. In einem nächsten
Schritt soll einMassnahmenplan
erarbeitet werden. (SDA)

Runder Tisch
zurWohnungsnot

Eine Erdsondenbohrung wird vorbereitet: Wer die fossile Heizung durch eine Wärmepumpe ersetzt, kann auf Bundesgelder hoffen. Foto: Keystone

Stefan Häne

Der Geldtopf steht bereit. Heisst
das Stimmvolk am 18. Juni das
Klimaschutzgesetz gut, winkt
Tausenden von Hausbesitzern
eine Finanzspritze. Während
zehn Jahren stellt der Bund ma-
ximal 200Millionen Franken pro
Jahr zur Verfügung, um den Ge-
bäudepark rasch klimaverträgli-
cher zu machen, insgesamt also
2 Milliarden Franken.

Davon profitieren würden
Hausbesitzer, die ihre fossileHei-
zung oder Elektroheizung durch
eine klimafreundliche Alternati-
ve wie etwa eine Wärmepumpe
ersetzenoder ihrHaus besser iso-
lieren. In der Schweiz sind heute
noch rund 900’000 Öl- und Gas-
heizungen in Betrieb. Diese Hei-
zungen verursachen etwa ein
Viertel allerTreibhausgasemissi-
onen im Land. Dazu kommen
mehrals 100’000Elektroheizun-
gen, die ineffizient sind.

Nur: Wer genau wären die
Subventionsempfänger? An-
haltspunkte liefert eine letztes
Jahr publizierte Studie des Insti-
tuts für Schweizer Wirtschafts-
politik an derUniversität Luzern.
Die beidenAutorenMartinMos-
ler und Przemyslaw Brandt ha-
ben auf Daten des Swiss House-
hold Panel zurückgegriffen.
Rund 10’000 Haushalte werden
jährlich zu ihrer Lebenssituati-
on befragt. So entsteht ein Bild
über ihre demografische Struk-
tur, ihre finanzielle Lage und ihre
Wohnsituation – inklusive der
Art der Heizungsanlage.

In einem zweiten Schritt ha-
ben die beiden Experten berech-
net,wer als Subventionsempfän-
ger infrage kommt.Das Resultat:
vor allem wohlhabende und gut
verdienende Haushalte. Bei den
vermögensstärksten 30 Prozent

der Haushalte kann fast jeder
zweite auf Bundesgelder hoffen.
Dagegen kommt bei den vermö-
gensschwächsten 40 Prozent der
Haushalte fast niemand in den
Kreis der potenziellen Subventi-
onsempfänger. Ähnlich sieht es
bei den Einkommen aus. Die
Bundesgelder, die aus allgemei-
nen Steuermitteln stammen,
werden lautMoslerwahrschein-
lich nach oben verteilt.

Mosler sieht einweiteres Pro-
blem:Ein grosserTeil derZahlun-
genwerdewirkungslosverpuffen
– dies,weil Haushalte Zahlungen
erhielten, die ihreHeizungsanla-
gen auch sonst austauschenwür-

den, nun aber dankbar zusätzli-
che Gelder als Mitnahmeeffekt
annähmen. Mosler verweist auf
Untersuchungen ähnlicher Sub-
ventionen aus früheren Jahren,
etwa inderStadt Zürich.Dort hät-
ten 80 Prozent jener Hausbesit-
zer, die von der Fördermassnah-
me profitiert haben, die Umrüs-
tung so oder so durchgeführt.

Mosler versichert, er habe
«höchstes Interesse» an einem
ambitionierten Klimaschutz.
«Unsere Kritik bezieht sich nur
auf die gewählte Massnahme.»
Angesichts der hohen aktuellen
und bevorstehenden Kosten zur
Bekämpfung des Klimawandels

hält derÖkonom es für entschei-
dend, auf die Effektivität und die
Effizienz von Massnahmen zu
achten.«Nebender reinenFinan-
zierbarkeit haben wir vor allem
Bedenken,dass ansonstendie po-
litische Akzeptanz der Kilma-
schutzmassnahmen auf mittlere
bis lange Frist gefährdet ist.»

«Das ist schlicht unnötig»
DerÖkonom schlägtmehrereAl-
ternativen für die Nutzung der
veranschlagten 2 Milliarden
Frankenvor.Man könne das Geld
zum Beispiel dafür nutzen, die
Teuerung und damit die soziale
Härte für finanzschwacheHaus-
halte abzufedern.Oderman strei-
che die Subventionen schlicht.

Die Gegner des Klimaschutz-
gesetzes sehen sich durch die
Studie bestätigt. «Es wird mas-
siv ohne Subventionen inves-
tiert», sagt Nationalrat Christi-
an Wasserfallen (FDP). Er ver-
weist auf den wachsenden
Verkauf von Wärmepumpen. In
den letzten fünf Jahren hat sich
die Zahl auf 41’000 verdoppelt.
Für 2023 rechnet die Fachverei-
nigungWärmepumpen Schweiz
mit einem weiteren Wachstum
um 15 bis 20 Prozent, also mit
gegen 50’000 verkauften Wär-
mepumpen. «Hier noch 200Mil-
lionen Franken pro Jahr staatlich
zu fördern, ist schlicht unnötig»,
sagt Wasserfallen.

Die Befürworter widerspre-
chen. Nationalrat Bastien Girod
(Grüne) kritisiert, die Studie las-
se unberücksichtigt, dass die
2 Milliarden Franken aus der di-
rektenBundessteuer stammten–
aus einem Topf also, in welchen
die wohlhabenderen Haushalte
überproportional viel einzahlen.
In der Tat kommt das oberste
1 Prozent der Steuerpflichtigen
für rund 40 Prozent der Steuer-

zahlungen auf, die obersten
10 Prozent für 78 Prozent. «Das
Heizungsersatzprogramm wird
also massgeblich von den wohl-
habenderen Haushalten finan-
ziert. Das ist sozial.»

Die Reaktion des Bundes
Undwas sagt derBund? Die Bun-
desämter für Umwelt und für
Energie halten auf Anfrage fest:
1. Die Fördergelder kämen auch
denMieterinnen undMietern zu-
gute: «Energetische Sanierungen
wiegen die höherenMietzinse in
vielen Fällen mehr als auf.» Die
Mieterwürden vonmehrWohn-
komfort und geringeren Neben-
kosten profitieren.
2. Die Subventionen sollen dort
ansetzen, wo die Förderung
durch das bereits bestehende Ge-
bäudeprogrammheute zuwenig
greife, der finanzielle Anreiz für
einen Ersatz der Heizungen
demnach zu gering sei. Das sei
etwa bei Elektroheizungen oder
Heizungsanlagen im mittleren
und höheren Leistungsbereich
der Fall, also typischerweise sol-
chen in Mehrfamilienhäusern.
3. Die Ergebnisse der Studie sei-
en deshalb nicht auf die im Kli-
maschutzgesetzvorgeseheneFör-
derungübertragbar, insbesonde-
re mit Blick auf die kritisierten
Mitnahmeeffekte.Wie die beiden
Ämter zu diesem Schluss kom-
men, präzisieren sie nicht.

Sicher ist: Eswird amBundes-
rat sein, die Verteilung der Sub-
ventionen in einer Verordnung
genau zu regeln. Die Befürwor-
ter des Klimaschutzgesetzes ver-
suchen bereits, Druck aufzuset-
zen. «Bundesrat Rösti ist gefor-
dert», sagt Nationalrat Girod.Der
Energieministermüsse die Sub-
ventionen so ausgestalten, dass
deren Wirkung möglichst gross
und sozial sei.

Wer profitiert von den
2Milliarden Fördergeldern?
Klimaschutzgesetz Der Bund will den Umstieg auf klimafreundliche Heizungen
finanziell fördern. Das helfe vor allem reichen Hausbesitzern, sagen zwei Ökonomen.

«Unsere Kritik
bezieht sich nur
auf die gewählte
Massnahme.»

Martin Mosler
Co-Autor der Studie
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